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Box 6	 Entwicklung politischer Teilhaberechte  
der Klimabewegung in Deutschland

„Eine große Gefahr für die Demokratie” – so be-
schreibt der UN-Sonderberichterstatter für Umwelt-
schützer die jüngsten Entwicklungen im Umgang 
mit Klimaaktivist*innen in Europa (Forst 2024). Die 
Klimakatastrophe wird nach wie vor unzureichend 
adressiert und diejenigen, die auf die drohenden 
Schäden aufmerksam machen, werden zunehmend 
in ihren Teilhaberechten eingeschränkt. In einer 
funktionierenden Demokratie ist es entscheidend, 
die Versammlungs-, Meinungs- und Vereinigungs-
freiheit zu schützen. Diese Grundrechte sind essen-
ziell, um Meinungen und Anliegen verschiedener 
Gesellschaftsteile zu schützen und ihnen Raum zu 
bieten. Ihre Nutzung ermöglicht es, gesellschaft-
liche Probleme frühzeitig zu erkennen und anzu-
gehen. Die für eine lebendige Demokratie wesent-
lichen Handlungsspielräume werden jedoch überall 
auf der Welt und auch in Deutschland zunehmend 
eingeschränkt (Amnesty International 2024).

Die von Green Legal Impact e. V. in Auftrag gege-
bene Green Legal Spaces Studie von 2025 zeigt, dass 
sich die zivilgesellschaftlichen Handlungsspielräu-
me für die Klimabewegung in Deutschland verengt 
haben. Untersucht wurden vier verschiedene Be-
reiche: Die Perspektive der Klimaaktivist*innen, die 
Entwicklung polizeilichen Handelns gegen Klimaak-
tivist*innen, das Handeln von Verwaltung und Jus-
tiz sowie der politische und mediale Diskurs (Green 
Legal Impact Germany e.  V. 2025). Die Studie wurde 
von Wissenschaftler*innen verschiedener Diszipli-
nen durchgeführt und basiert auf einem Methoden-
mix aus juristischer Analyse, diskursanalytischer 
Medienauswertung, Untersuchung polizeilicher 
und behördlicher Maßnahmen mittels quantitati-
ver Inhaltsanalyse von Berichterstattung, Expert*in-
neninterviews sowie Onlinebefragungen von Kli-
maaktivist*innen.1 Die Gesamtschau offenbart eine 
besorgniserregende Tendenz: Der Druck auf Klima
aktivist*innen nimmt zu und ihre Handlungsspiel-
räume werden zunehmend eingeschränkt. Politi-
sche, rechtliche und soziale Rahmenbedingungen 
greifen ineinander und behindern die Beteiligung 
und Wirksamkeit der Klimabewegung. Besonders 
alarmierend ist die Feststellung, dass diese Tenden-
zen nicht isoliert auftreten, sondern systematisch 
sind. Dies kann prospektiv tiefgreifende Auswir-
kungen auf die Demokratie und die Fähigkeit der 
Gesellschaft haben, adäquat auf die Klimakrise zu 
reagieren. Daher müssen diese Entwicklungen nicht 

1	 Durch die Komplexität und Aktualität des Themas sind viele Daten noch unzugänglich oder schwer zu erheben, 
sodass nicht alle relevanten Bereiche repräsentativ erfasst werden konnten. Beispielsweise war mangels Daten keine 
umfassende quantitative Auswertung von Urteilen oder Versammlungsbescheiden möglich. Die Ergebnisse können 
und sollten daher als Referenzpunkt für zukünftige Forschung dienen, um Veränderungen im Laufe der Zeit nach
zuzeichnen.

nur wahrgenommen, sondern auch öffentlich dis-
kutiert und in politischen Entscheidungsprozessen 
adressiert werden.

Ein signifikanter Teil der befragten Klimaakti-
vist*innen, hauptsächlich aus den Reihen von Fridays 
for Future und der Letzten Generation, hat bereits 
spürbare Einschränkungen ihrer demokratischen 
Rechte erlebt. Die (nicht-repräsentative) standar-
disierte Onlinebefragung von 162 Klimaaktivist*in-
nen ergab, dass mehr als 83 Prozent der Befragten 
verschiedene Arten von Repressionen erlebt haben, 
darunter polizeiliche Maßnahmen, Versammlungs-
auflösungen und -verbote. Die Auswertung von 
Medienberichten ergab zudem, dass im Vergleich 
zu den Vorjahren die Anzahl und Intensität polizei-
licher Maßnahmen gegen Klimaaktivist*innen wie 
beispielsweise Freiheitsentzug oder körperlicher 
Zwang in den Jahren 2022 und 2023 zugenommen 
haben. Diese Zunahme ist nicht auf konfrontative 
Protestformen beschränkt; vielmehr sind alle For-
men von Klimaprotesten – direkte Aktionen und 
Blockaden, aber auch klassische Demonstrationen 
– von einer verstärkten polizeilichen Präsenz und 
vielfältigen polizeilichen Maßnahmen betroffen. 
Gleichzeitig zeigt die Analyse auch eine Verschie-
bung im öffentlichen Diskurs: Während vor 2022 die 
inhaltlichen Motive und Forderungen der Klimabe-
wegung im Vordergrund standen, dominieren seit-
her Sicherheitsfragen die Berichterstattung.

Die Untersuchung der Justiz- und Verwaltungs-
praxis ergab darüber hinaus, dass diese von einem 
tief verwurzelten Pragmatismus geprägt ist, der 
darauf abzielt, mit Klimaprotesten möglichst effi-
zient umzugehen. Dies führt dazu, dass neue For-
men des Protests wie Straßenblockaden schnell in 
bestehende rechtliche und administrative Routinen 
eingegliedert und mit standardisierten Strafen be-
legt werden, was der Notwendigkeit der Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit in jedem Einzelfall struktu-
rell entgegensteht. Es ist keine Selbstverständlich-
keit, dass diese Aktionen strafrechtlich verurteilt 
werden. Lokale Rechtskulturen beeinflussen diese 
Praktiken erheblich und führen zu einer inkon-
sistenten Strafverfolgung, die von Stadt zu Stadt 
variiert – beispielsweise wird Festkleben auf der 
Straße von der Staatsanwaltschaft in München 
überwiegend als Nötigung angeklagt, in Berlin hin-
gegen als Nötigung und Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte. Dabei haben die Gerichte noch eine 
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Korrektivfunktion inne. So fließen grundrechtliche 
Erwägungen in die Prozesse mit ein und korrigieren 
Rechtsverstöße der Verwaltung. Freisprüche auf-
grund der Einbeziehung der Versammlungs- und 
der Meinungsfreiheit sind juristisch vertretbar 
(EGMR 2025). Nichtsdestotrotz zeigt die Analyse die 
Einflüsse auf, denen die Richter*innen unterliegen. 
So zeigen die geführten Interviews, dass etwa die 
Einschätzungen höherer Instanzenzüge, Pragma-
tismus und Karriereüberlegungen der Möglichkeit 
entgegenwirken, die politische und grundrechtliche 
Dimension stärker mit einzubeziehen.

Die Analyse des Diskurses über Klimaaktivist*in-
nen und –proteste in Bundestagsdebatten, Tages-
zeitungen und sozialen Medien offenbarte eine 
deutliche Zunahme negativer Darstellungen und 
Frames. Besonders häufig wurden die Aktivitäten als 
Bedrohungen für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung dargestellt und in den Jahren 2022 und 2023 
als Gefahr für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt und die wirtschaftliche Stabilität. Des Weiteren 
wurde in den politischen Debatten, oft angeführt 
von Parteien wie der AfD und der CDU/CSU, eine 
Radikalisierung des gesamten Klimaschutzsektors 
suggeriert, die eine differenzierte Betrachtung der 
unterschiedlichen Protestakteur*innen erschwert. 
Zudem illustriert der Diskurs, wie sprachliche Rah-
mungen in der politischen und medialen Debatte 
die gesellschaftliche Wahrnehmung und politische 
Reaktionen auf Klimaaktivist*innen beeinflussen. 
Durch die stetige Verwendung negativer Framings, 
die Klimaaktivismus beispielsweise als Gefahr für 
Recht und Ordnung darstellen, werden die Aktionen 
und Anliegen der Klimabewegung in ein schlechtes 
Licht gerückt, was die öffentliche Unterstützung 
für die Bewegung schwächt und politische Maß-
nahmen gegen sie fördert. Problematisch ist dabei 
die Rolle der Medien, die diese politischen Framings 
übernehmen und verstärken, wodurch eine viel-
schichtigere und ausgewogenere Darstellung der 
Klimabewegung verhindert wird. Eine unabhängige 
und kritische Medienberichterstattung ist essen-
ziell, um die Klimabewegung angemessen zu reprä-
sentieren und eine ausgewogene öffentliche Wahr-
nehmung zu gewährleisten.

Aus der Analyse der Entwicklungen lassen sich 
verschiedene Handlungsempfehlungen ableiten, 
um die Grundrechte auf Versammlungs-, Meinungs- 
und Vereinigungsfreiheit zu schützen. Beispielswei-
se muss sichergestellt werden, dass Instrumente 
zur Bekämpfung von Terrorismus und organisierter 
Kriminalität nicht missbräuchlich gegen friedliche 
Aktivist*innen eingesetzt werden, solange deren 
Aktivitäten erkennbar auf eine Teilhabe an der Mei-
nungsbildung abzielen. Die Bundesregierung sollte 
die Empfehlungen internationaler Gremien und Be-
auftragter wie des UN-Sonderberichterstatters für 
Klimaschützer*innen aktiv umsetzen (Forst 2024), 
Repressionen gegen Klimaaktivist*innen entgegen-
wirken und die Handlungsspielräume für zivilge-
sellschaftliche Akteure achten und schützen. Sie 

sollte zivilen Ungehorsam als legitimen Ausdruck 
demokratischer Teilhabe anerkennen, wenn dieser 
in Form von gewaltfreiem Protest stattfindet. Es 
muss sichergestellt werden, dass in der Strafzu-
messung die Grundrechtsausübung angemessen 
berücksichtigt wird. Der Staat und Entscheidungs-
träger*innen sollten es unterlassen, friedliche Kli-
maaktivist*innen als Gefahr für die Sicherheit und 
Ordnung, fremdgesteuerte Akteure oder eine Ge-
fahr für Bürger*innen darzustellen. Die Gesellschaft 
muss sich mit der Frage auseinandersetzen, inwie-
weit ziviler Ungehorsam im Kampf gegen den Kli-
mawandel legitim ist.

Autor*innen: Green Legal Impact Germany e. V.
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